
Anfrage zur Ratssitzung am 17.11.2021 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister Doetkotte, 
 
am 15.11.2021 wurden im Baufeld der ehem. HCA-Schule 2 Eschen für anstehende 
Kanalbauarbeiten gefällt. Diese Fällung war im MUK vom 11.11.2021 unter dem Vorgang 
750/2021 zur Kenntnis gegeben worden (zusammen mit 192 weiteren Fällungen). 
Grundsätzlich unterliegt die Obhut des städtischen Baumbestandes dem einfachen 
Verwaltungshandeln und bedarf keiner weiteren besonderen Maßnahmen. 
 
In diesem speziellen Fall ist die Ausgangslage allerdings komplizierter. Im Vorfeld wurde hier 
in einem intensiven Prozess mit den Anwohnern des Quartiers „Am Westpark“ eine 
Absprache getroffen, welche Bäume gefällt werden und welche Bäume stehen bleiben 
sollen. Diesem Umstand wurde auch im B-Plan 187 Rechnung getragen, indem eine 
„Bindung für die Erhaltung von Bäumen mit Kronentraufbereich“ festgesetzt wurde.  
 
Offenbar wurde am 15.11.2021 2 dieser Bäume dennoch gefällt und dass, ohne die 
Anwohner davon vorher in Kenntnis zu setzen. Dieser Vorgang ist aus Sicht der Anwohner 
nicht bürgernah und transparent abgelaufen und es wird sogar der Verdacht geäußert, dass 
hier absichtlich in einer „Nacht-und-Nebel“ - Aktion die Fällung durchgeführt wurde, um 
Konflikten aus dem Weg zu gehen. 
 
Ob es sich hier um einen einmaligen Vorfall handelt, oder ob das das grundsätzliche 
Verständnis der Verwaltungsleitung von Kommunikation und transparentem 
Verwaltungshandeln im Umgang mit den Bürger*innen widerspiegelt, gilt es politisch zu 
bewerten und aufzuarbeiten. Aus diesem Grunde stelle ich folgende Fragen zu diesem 
Vorgang: 
 

1. Auf welcher rechtlichen Grundlage wurde hier von den Vorgaben des B-Plan 187 
abgewichen und die Fällung der beiden geschützten Bäume angeordnet? 

2. War es eine bewusste Entscheidung die Anwohner nicht zu informieren und wenn ja, 
wer hat sie getroffen? 

3. Warum ist kein politischer Beschluss zu so einem sensiblen Vorgang eingeholt 
worden? 

4. Welche Konsequenzen ziehen Sie als Bürgermeister generell für die zukünftige 
Kommunikation mit den Bürger*innen aus diesem Vorgang? 


